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Kapitel I 

Einleitung 

Als ein Etappenziel auf dem Weg des europäischen Integrationsprozesses ist 
am 2.10.1997 der Vertrag von Amsterdam unterzeichnet worden. Durch die-
sen wird der Vertrag von Maastricht - wie bereits in Art. N II EUV1 vorgese-
hen - revidiert, damit die Union und die Gemeinschaften die ihnen zugewie-
senen Aufgaben mit Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zum 1.5.1999 
effizient bewältigen können. Der Amsterdamer Vertrag ist Ausgangspunkt 
für die Ausformung eines europäischen Privatrechts durch die Union. Damit 
wird eine Kehrtwende der Entwicklung eingeleitet, die in Europa mit dem 
französischen Code Civil als Musterbeispiel nationaler Kodifikationen 1804 
ihren Anfang genommen hat. Vormals galt in den meisten europäischen Län-
dern das römische Recht als ius commune subsidiär zum örtlichen Recht. 
Dieser vielen europäischen Staaten gemeinsame Unterbau ist durch die Na-
tionalisierung der Rechtssysteme im 19. Jahrhundert abhanden gekommen. 

Erst heute wieder steht mit der Europäischen Union ein Rahmen zur Ver-
fügung, der sowohl auf zwischenstaatlicher als auch auf originär gemein-
schaftlicher Ebene ein Handlungsinstrumentarium bereithält, das dazu dient, 
die Rechtssysteme der Mitgliedstaaten einander anzugleichen. Wenn es auch 
im europäischen Kontext keine generelle Befugnis zur Harmonisierung des 
Privatrechts gibt, so haben doch die binnenmarktinduzierten Vorgaben des 
Gemeinschaftsrechts bewirkt, daß der nationale Gesetzgeber in einzelnen 
Ausschnitten des Privatrechts die Kompetenz zur Rechtsetzung zugunsten 
der Gemeinschaft eingebüßt hat. Durch die Anstrengungen, die bereits zur 
Angleichung der europäischen Privat- und Prozeßrechte unternommen wur-
den, zeichnen sich nun erneut Konturen eines europäischen Ius commune et 
Ius communitatis ab.2 Weitere Rechtsbereiche warten darauf, von der Ge-

1 Artikel des EG-Vertrages bzw. des EU-Vertrages vor deren Neuverkündung erhalten 
im folgenden den Zusatz „a.F." für „alte Fassung". Dies läßt die Zitierweise von Kommen-
tierungen des Vertrages zu Maastricht unberührt; diese richtet sich nach den Angaben im 
Literaturverzeichnis. 

2 Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 21 ff.; Grundmann, Ius 
commune und Ius Communitatis - ein Spannungsverhältnis, in: FS Fikentscher, S. 671 
(672 ff.); Mansel, in: JZ 1991, S. 529 (532 ff.). 
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meinschaft kompetenziell ausgelotet zu werden. Wie beschwerlich der Weg 
an dieses Ziel allerdings noch sein wird, läßt sich ablesen anhand der jahr-
zehntelang dauernden Arbeiten zur Rechtsangleichung in den USA ab 1787 
oder in Deutschland seit 1871, obwohl diese Bundesstaaten im rechtskultu-
rellen Vergleich zur EG wesentlich homogener verfaßt waren. 

Die nichtsdestotrotz bereits erzielten Fortschritte der Gemeinschaft wer-
den besonders augenfällig auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes (Pro-
dukthaftung, allgemeine Geschäftsbedingungen, Verbraucherkredite, Haus-
türgeschäfte), aber auch im Bank-, Versicherungs- und Arbeitsrecht. Auch 
im Umweltrecht sind Harmonisierungsbestrebungen im Gange, die zu einer 
einheitlichen Umwelthaftung und zur Einführung der Verbandsklage führen 
sollen. Ein wachsendes Bedürfnis nach Harmonisierung zwischen den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten in den Bereichen des Privat- und Pro-
zeßrechts ergibt sich aus der zunehmenden gesellschaftlichen Mobilisierung 
im Zuge eines freien Waren- und Personenverkehrs. Ziel der angestrebten 
Rechtsangleichung ist es, dem Unionsbürger eine effektive und unkompli-
zierte Wahrnehmung seiner Grundfreiheiten zu ermöglichen.3 

Zur Erreichung dieser Zielvorgabe tritt der Grundsatz gegenseitiger Aner-
kennung nationaler Regelungen gleichrangig neben die Harmonisierung ma-
teriellen Privatrechts, so daß sich für die Vereinheitlichung der Kollisions-
rechte ein eigenständiger Raum etabliert.4 Gestaltet sich die Angleichung 
materieller Bestimmungen zwischen den Mitgliedstaaten aufgrund politi-
scher Differenzen oftmals schwierig, so kann doch über die Anpassung der 
Kollisions- und Verfahrensrechte zwischen den unterschiedlichen Rechts-
ordnungen vermittelt werden, um so für mehr Kohärenz im europäischen 
Rechtsraum zu sorgen. Einer Vereinheitlichung des Kollisionsrechts und des 
internationalen Zivilprozeßrechts gebührt gegenüber einer Harmonisierung 
des Sachrechts der Vorzug, daß erstere einen geringeren Eingriff in die 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten bedeutet und daher unter Umständen 
auf nationaler Ebene eher auf Akzeptanz stößt und leichter zu bewerkstelli-
gen ist.5 Die Angleichung der Kollisionsnormen und Verfahrensrechte kann 
daher ein „milderes Mittel" sein, um Marktstörungen zu verhindern, die aus 
dem unkoordinierten Nebeneinander von Privatrechts- und Rechtsschutz-
ordnungen der Mitgliedstaaten entstehen. 

Die folgende Abhandlung hat die Harmonisierungsbestrebungen im Bereich 
des internationalen Zivilprozeßrechts zum Gegenstand. Verfolgt werden soll 
nicht das Ziel der einheitlichen Geltung einer einzigen Prozeßordnung vor allen 
europäischen Gerichten zivilrechtlicher Zuständigkeit, sondern das gegensätz-

3 Vgl. hierzu: Steindorff, EG-Vertrag und Privatrecht, bes. S. 385 ff. 
4 Oppermann, Europarecht, Rdn. 1216 und 1251; Taupitz, in: JZ 1993, S. 533 (538 f.). 
5 Vgl. hierzu: Koch, in: Eur. Rev. Priv. L. 1995, S. 329 (331 ff.); Rittner, in: JZ 1995, 

S. 849 (855 ff.); Ulmer, in: JZ 1992, S. 1 (6 f.). 
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liehe Lösungsmodell, nach dem es bei der Vielfalt nationaler Verfahrensrege-
lungen bleibt und lediglich ein gemeinsames internationales Prozeßrecht die 
notwendigen Vernetzungen knüpft. Gegenwärtig entscheiden auf dem Gebiet 
der Europäischen Union siebzehn unterschiedliche Verfahrensordnungen6 über 
Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zuge der Ausweitung der Handelsströme im 
Binnenmarkt multiplizieren. Aus der Verschiedenartigkeit zivilverfahrens-
rechtlicher Regelungen resultiert das Bedürfnis, Kompatibilität zu den Erfor-
dernissen des Binnenmarktes herzustellen.7 

Dies könnte auf dem Wege der neuen Kompetenzen erfolgen, die der Eu-
ropäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des internationalen Zivilverfahrens 
durch den AmsterdamerVertrag übertragen werden. Die justitielle Koopera-
tion in Zivilsachen wird aus der dritten Säule der zwischenstaatlichen Zu-
sammenarbeit in einen neuen Titel IV „Visa, Asyl, Einwanderung und andere 
Politiken betreffend den freien Personenverkehr" des EG-Vertrages über-
führt. Der neuen dritten Säule verbleiben nur noch die Bereiche der Zusam-
menarbeit im Polizei- und Strafrecht. Im Rahmen seiner Zielvorgaben er-
möglicht es Art. 65 EGV den Gemeinschaftsorganen, Maßnahmen auf dem 
Gebiet der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen zu ergreifen, während 
dieser Rechtsbereich bislang nur durch vereinzelte Regelungen gemein-
schaftsrechtlich erschlossen war. Eine systemorientierte Vereinheitlichung 
des grenzüberschreitenden Zivilverfahrens hat bisher nur auf zwischen-
staatlicher Ebene stattgefunden, so durch das Europäische Gerichtsstands-
und Vollstreckungsübereinkommen sowie die Übereinkommen im Insol-
venzrecht, im Ehe- und Sorgerecht und im Zustellungswesen, wobei nur 
ersteres unter den Mitgliedstaaten der EU Anwendbarkeit erlangt hat. 

Auf dem Gebiet des internationalen Zivilprozeßrechts sind vor Inkrafttre-
ten der Bestimmungen des Amsterdamer Vertrages originär gemeinschaftli-
che Regelungen nur punktuell im Sachzusammenhang mit materiellrechtli-
chen Vorschriften erfolgt, nicht aber im Kontext einer wohldurchdachten 
Rechtsetzungspolitik der Gemeinschaft, die sich die durchgängige Verein-
heitlichung des Kollisionsrechts zum Ziel gesetzt hätte. Der neue Kompe-
tenztitel des Art. 65 EGV verlangt nun nach einer Abstimmung zwischen den 
möglichen konzeptionellen Ansätzen, die zur Harmonisierung des internati-
onalen Privat- und Verfahrensrechts bereits vor Amsterdam im Rahmen der 
Union zur Verfugung standen. In diesem Zusammenhang könnte sich vor al-
lem das Verhältnis von Art. 65 EGV zu Art. 293, vierter Spiegelstrich EGV 
als problematisch erweisen, der in Gestalt des inhaltlich identischen 
Art. 220, vierter Spiegelstrich EGV a.F. bereits vor Inkrafttreten des Amster-

6 Das Vereinigte Königreich allein verfügt bereits über drei verschiedene Verfahrens-
ordnungen (eine für England und Wales, je eine weitere für Schottland und Nordirland); 
hinzu kommt eine Verfahrensordnung pro Mitgliedstaat. 

7 Zu dem Angleichungsbedarf auf dem Gebiet des internationalen Zivilverfahrensrechts 
vgl. Normand, in: Eur. Rev. Priv. L. 1998, S. 383 (388 ff.). 
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damer Vertrages einen Kompetenzhebel zur Angleichung der grenzüber-
schreitenden Zivilrechtspflege darstellte. 

Zu klären ist jedoch nicht bloß, inwieweit Art. 65 EGV mit anderen Rechtset-
zungspolitiken der Union in Einklang zu bringen ist, sondern auch, ob die neue 
Handlungsermächtigung zugunsten der Gemeinschaft deren kompetenzielle 
Möglichkeiten überhaupt erweitern kann. Möglicherweise hätten nämlich ent-
sprechende Rechtsakte schon aufgrund bereits existierender, funktional auf die 
Verwirklichung des Binnenmarktes hin ausgerichteter, gemeinschaftlicher Be-
fugnisse ergehen können. Der Versuch, Licht in das Dunkel der unterschiedli-
chen Quellen zu bringen, aus denen sich die gemeinschaftlichen und intergou-
vernementalen Kompetenzen zur Vereinheitlichung des Zivilverfahrensrechts 
speisen, soll den Angelpunkt der vorliegenden Arbeit bilden. 

Die Perplexität der Zuständigkeitsnormen ist Folge des fortschreitenden 
Integrationsprozesses, dem sich die Union verpflichtet fühlt und mit der eine 
kontinuierliche Ausweitung ihrer Kompetenzen verbunden ist. Eine Be-
trachtung des neuen Kompetenztitels des Art. 65 EGV hat daher unter dem 
Blickwinkel seiner Geeignetheit stattzufinden, dem Ziel der Verwirkli-
chung des Binnenmarktes durch Rechtsanpassung auf dem Gebiet des 
grenzüberschreitenden Zivilprozesses effektiv zu dienen. 

Teil dieser Analyse ist nicht nur eine Zuordnung des kompetenziellen Po-
tentials, sondern vor allem auch ein Vergleich der jeweiligen institutionellen 
Ausgestaltung der unterschiedlichen Regelungsaufträge, die im Rahmen der 
Union zur Vereinheitlichung des internationalen Zivilprozeßrechts vorgese-
hen sind. Anhand der den Kompetenztiteln zugrunde liegenden Handlungs-
modi lassen sich maßgeblich Stärken und Schwächen einer konkreten Um-
setzung der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen ablesen und Pro-
gnosen für die zukünftige Entwicklung dieses Sachgebiets treffen. 

Soll all diesen Fragen in Teil III der vorliegenden Arbeit nachgegangen wer-
den, so bedarf es zum Zwecke der Durchdringung des gegenwärtigen Sammel-
suriums an Befugnisnormen zunächst einer Einordnung, die das Werden der 
sich teilweise überlappenden und überlagernden Schichten nachzeichnet. 
Art. 65 EGV ist nämlich nur die (vorläufig) letzte Stufe auf dem Weg, der zu ei-
ner Rechtsanpassung auf dem Feld des grenzüberschreitenden Zivilverfahrens 
führen soll. Im folgenden ist daher zunächst die Vorgeschichte zur Entstehung 
des Art. 65 EGV zu illustrieren, deren bedeutendste Wegmarken 1957 durch 
Art. 220 EGV a.F. sowie im Zuge des Vertrags von Maastricht 1992 mit Art. K. 
1. Nr. 6 i.V.m. Art. K. 3 II c EUV a.F. abgesteckt wurden. 

Nach der darauffolgenden Analyse des durch Art. 65 EGV in der Theorie 
erzeugten Rechtszustandes (Teil III) soll die Aufmerksamkeit auf die prak-
tische Nutzbarmachung dieses Regelungsauftrags gelenkt werden (Teil IV), 
um abschließend Folgefragen der durch Art. 65 EGV angestoßenen Ent-
wicklung zu skizzieren (Teil V). 



Kapitel II 

Rechtsangleichung auf dem Gebiet 
des internationalen Zivilverfahrens: 

status quo ante Art. 65 EGV 

Bereits vor Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages zeichneten sich inner-
halb der Europäischen Union Bestrebungen ab, harmonisierend auf den in-
ternationalen Zivilprozeß einzuwirken. Der EG- und der EU-Vertrag geste-
hen der Gemeinschaft die Befugnis zur Rechtsetzung auf dem Gebiet des Zi-
vilverfahrens allerdings nicht umfassend und uneingeschränkt zu. Vielmehr 
greift das jedem gemeinschaftlichen Handeln zugrunde liegende Prinzip der 
enumerativen Einzelermächtigung gemäß Art. 5 EGV, nach dem die recht-
setzende Tätigkeit der Gemeinschaft an explizite oder zumindest ausle-
gungsmäßig nachweisbare Ermächtigungsgrundlagen innerhalb der Verträge 
gebunden ist.1 Eine Kompetenz der Gemeinschaft stellt also die Ausnahme 
dar, während Befugnisse der Mitgliedstaaten als rechtstechnischer „Normal-
fall" keiner besonderen Begründung bedürfen.2 

Im folgenden sollen die Kompetenzen zur Regelung des internationalen 
Zivilprozesses abgebildet und voneinander abgegrenzt werden, die der 
Gemeinschaft bzw. den auf zwischenstaatlicher Ebene handelnden Mit-
gliedstaaten der Union durch den EG-Vertrag sowie durch den Vertrag von 
Maastricht sukzessive zugewachsen sind. 

Das entsprechende Handlungspotential, das sich im Rahmen der Euro-
päischen Union und der Gemeinschaften zur Verfügung stellt, reflektiert 
die besondere staatstheoretische Stellung der Gemeinschaft, die sowohl 
Elemente eines Staatenbundes als auch eines Bundesstaates in sich verei-
nigt:3 Zum einen bestehen Möglichkeiten einer Zusammenarbeit zwischen 

1 Oppermann, Europarecht, Rdn. 513; Deckert/Lilienthal, in: EWS 1999, S. 121; Jarass, 
in: AöR 1996, S. 173 (174 f.). 

2 Jarass, Grundfragen der innerstaatlichen Bedeutung des EG-Rechts, S. 11. 
3 Vgl. hierzu: Oppermann, Europarecht, Rdn. 887 ff.; Bernhardt, EG-Recht und das 

Recht internationaler Organisationen, in: FS Seidl-Hohenveldern, S. 25 (28 ff.); Bleck-
mann, in: JZ 1997, S. 265 ff.; Borchardt, Die rechtlichen Grundlagen der EU, S. 56 ff. 
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den Mitgliedstaaten, die zum Abschluß von Übereinkommen auf völker-
rechtlicher Ebene entweder mit oder ohne Beteiligung der Gemeinschafts-
organe fuhren; zum anderen zeichnet sich das Gemeinschaftsrecht durch 
Supranationalität aus, indem es die Gemeinschaften mit eigenen Organen 
und einer eigenen Rechtsetzungsbefugnis ausstattet, Möglichkeiten zur 
Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts schafft und Mehrheitsentscheidun-
gen prinzipiell zuläßt. Das primäre Gemeinschaftsrecht basiert also sowohl 
auf dem Völkerrecht, als daß es auch durch originär gemeinschaftliches 
Recht eine eigene supranationale Rechtsordnung erzeugt. Die Darstellung 
der Befugnisse, die den Mitgliedstaaten bzw. der Gemeinschaft im Rah-
men der Rechtsangleichung auf dem Gebiet des grenzüberschreitenden Zi-
vilverfahrens zukommen, soll sich daher an den beiden Tangenten inter-
gouvernementalen und originär gemeinschaftlichen Handelns ausrichten. 

A. Unions- und gemeinschaftsrechtliche Kompetenzen zur 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

internationalen Zivilverfahrens 

1. Harmonisierung des Zivilprozeßrechts auf der Grundlage von 
Art. 220 EGVa.F. (Art. 293 EGV) 

Gemäß Art. 220, vierter Spiegelstrich EGV a.F., der in inhaltlich identischer 
Gestalt durch Art. 293, vierter Spiegelstrich EGV fortbesteht, „leiten die 
Mitgliedstaaten untereinander Verhandlungen ein, um zugunsten ihrer 
Staatsangehörigen (...) die Vereinfachung der Förmlichkeiten für die gegen-
seitige Anerkennung und Vollstreckung richterlicher Entscheidungen und 
Schiedssprüche" sicherzustellen. Außer diesem Regelungsauftrag zur An-
gleichung des auf das grenzübergreifende Zivilverfahren anwendbaren 
Rechts hat dieses Sachgebiet in der Maastrichter Fassung des EG-Vertrages 
keine Erwähnung gefunden. 

Zunächst soll die institutionelle Ausgestaltung des Beschlußfassungs-
mechanismus sowie die inhaltliche Reichweite des durch Art. 220 EGV, 
vierter Spiegelstrich a.F. vermittelten Regelungsauftrags erörtert werden, 
um im Anschluß daran auf dessen praktische Umsetzung einzugehen 

a) Auslegung von Art. 220 EGV a.F. (Art. 293 EGV) 
Drei Aspekte sind für den Charakter des Art. 220 EGV a.F. stilprägend und 
somit für dessen Auslegung von Bedeutung: Es ist dies zum einen die Fra-
ge, ob dem an die Mitgliedstaaten gerichteten Regelungsauftrag imperative 
oder fakultative Bedeutung zukommt sowie zum zweiten das zu klärende 
Verhältnis dieser Befugnisnorm zu anderen Rechtsetzungsermächtigungen 
der europarechtlichen Verträge. Auf diese Gesichtspunkte soll eingegangen 
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werden, nachdem Spezifika der Vorgehensweise der Mitgliedstaaten nach 
Art. 220 EGV a.F. herausgearbeitet worden sind. 

(1) Verfahren der Verhandlungseinleitung 

Art. 220 EGV a.F. sieht im Vorfeld der Beschlußfassung Verhandlungen 
unter den Mitgliedstaaten vor, so daß keine Übertragung von Zuständigkei-
ten an die Gemeinschaft selbst erfolgt.4 Gemäß Art. 4 EGV a.F. (Art. 7 I 
EGV) würde die Wahrnehmung von Aufgaben durch die Gemeinschaft 
nämlich nicht über die Mitgliedstaaten, sondern vielmehr durch eigene 
Gemeinschaftsorgane stattfinden. Übereinkommen, die auf Grundlage des 
Art. 220 EGV a.F. geschlossen wurden, stellen demnach weder primäres 
noch sekundäres Gemeinschaftsrecht dar, sondern Völkerrecht, das in Aus-
führung von Art. 220 EGV a.F., also primärem Gemeinschaftsrecht, ver-
einbart wurde.5 Über Art. 220 EGV a.F. sollten Verhandlungen zum Auf-
bau eines Gemeinsamen Marktes in den Bereichen aufgenommen werden, 
die man wegen ihrer besonderen Komplexität und aus mitgliedstaatlichen 
Souveränitätsbedenken heraus nicht dem rein gemeinschaftsrechtlichen 
Verfahren nach Art. 100 EGV a.F. (Art. 94 EGV) unterstellen wollte.6 Eine 
explizite Regelung der Vorgehensweise, nach der die Mitgliedstaaten un-
tereinander Verhandlungen einzuleiten haben, trifft Art. 220 EGV a.F. 
nicht, so daß eine fakultative Beteiligung der Gemeinschaftsorgane an der 
Ausarbeitung von Übereinkommen denkbar ist. 

Dieser Weg wurde für das Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungs-
abkommen sowie für das Europäische Übereinkommen über Insolvenzverfah-
ren eingeschlagen7 und ist insofern begrüßenswert, als daß dadurch Lösungen 
erarbeitet werden, die sowohl auf zwischenstaatlicher als auch auf gemein-
schaftlicher Ebene konsensfähig und damit allgemein akzeptiert sind. 

Zwar kommt den Gemeinschaftsorganen im Rahmen des Art. 220 EGV 
a.F. grundsätzlich keine rechtsetzende, so aber doch eine rechtsanwenden-
de Befugnis zu: Gemäß Art. 155 EGV a.F. (Art. 211 EGV) und Art. 169 
EGV a.F. (Art. 226 EGV) haben die Europäische Kommission und der Ge-
richtshof für die Anwendung der Verträge Sorge zu tragen. Ihnen obliegt 
es also grundsätzlich zu überprüfen, ob die Mitgliedstaaten im Rahmen 
ihres Regelungsauftrags nach Art. 220 EGV a.F. tätig werden. 

Die Kontrolle der Vertragsbestimmungen durch den Europäischen Ge-
richtshofwirft die Frage auf, ob aus Art. 220 EGV a.F. eine Verpflichtung 

4 Röttinger, in: Lenz, EGV, Art. 220 EGV Rdn. 2; Hartley, The Foundations of EC 
Law, S. 102 f.; Kapteyn/VerLoren van Themaat/Gormley, Law of the EC, Kap. II 1. 3. 2. 

5 Geiger, EGV , Art. 220 EGV a.F. Rdn. 1; Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, 
EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 12; Kohler, Integration und Auslegung, in: Jayme, Ein in-
ternationales Zivilverfahrensrecht für Gesamteuropa, S. 11 (14 f.). 

6 Taupitz, Europäische Privatrechtsvereinheitlichung heute und morgen, S. 33. 
7 Siehe hierzu unter II. A. b. (1) und (2). 
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der Mitgliedstaaten abgeleitet werden kann, auf multilateraler Ebene Über-
einkommen zur Koordinierung der Prozeßrechte zu treffen, so daß die Er-
gebnislosigkeit von Verhandlungen der Regierungen möglicherweise justi-
tiell sanktioniert werden könnte. 

(2) Imperativer oder fakultativer Regelungsauftrag? 

Für eine bloße Verhandlungspüicht der Mitgliedstaaten läßt sich die eher zu-
rückhaltende Formulierung „leiten (...) untereinander Verhandlungen ein" 
(Hervorhebung durch den Verfasser) anfuhren, die nicht auf eine Verpflichtung 
zum Vertragsschluß hindeutet, sind doch bloße Verhandlungen nicht notwendi-
gerweise von Erfolg gekrönt.8 Aus Art. 293 EGV ergäbe sich dann allenfalls 
eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten zum Einleiten von Verhandlungen; der 
letztendliche Abschluß von Übereinkommen - insofern die Verhandlungen 
denn überhaupt so weit gedeihen - könnte aber auch auf anderer Grundlage er-
folgen. Nach überwiegender Meinung hingegen soll eine grundsätzliche Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten zum Vertragsschluß bestehen.9 

Gegen den eine bloße facultas zum Vertragsschluß nahelegenden Wortlaut 
läßt sich unter Verweis auf eine andere Textstelle des Art. 220 EGV a.F. argu-
mentieren, daß Verhandlungen gerade zu fuhren sind, um das Erreichen der ge-
nannten Ziele sicherzustellen; sie dienen daher keinem Selbstzweck, sondern 
haben zugunsten der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten das Ergebnis einer 
Rechtsvereinheitlichung herbeizufuhren.10 Eine derartige Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten gibt auch die Präambel des sich auf Art. 220 EGV a.F. stützen-
den Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommens mit den 
folgenden Worten zu erkennen: „Die Hohen Vertragsparteien (...) - in dem 
Wunsche, Artikel 220 des genannten Vertrags auszuführen, in dem sie sich ver-
pflichtet haben, die Vereinfachung der Förmlichkeiten für die gegenseitige An-
erkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entsscheidungen sicherzustellen 
( . . . ) - haben beschlossen, dieses Übereinkommen zu schließen (...)" (Hervor-
hebungen durch den Verfasser). Diese Sichtweise wird im Ergebnis auch durch 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs unterstützt.11 Verstünde 
man Art. 220 EGV a.F. als bloße Absichtserklärung der Mitgliedstaaten, so läßt 
sich der Sinn der Bestimmung nicht erklären, da die Mitgliedstaaten kraft ihrer 
Souveränität ohnehin zu Verhandlungen berechtigt wären, die in den Abschluß 
völkerrechtlicher Übereinkommen münden sollen. 

8 Geiger, EGV2, Art. 220 EGV a.F. Rdn. 1; ders., EUV/EGV, Art. 293 EGV Rdn. 1; 
Oppermann, Europarecht, Rdn. 1262. 

9 Schweitzer, in: Grabitz/Hilf, EUV/EGV, Art. 293 EGV Rdn. 5; Schwartz, in: Groeben/ 
Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV, Art. 220 EGV, Rdn. 24 ff. 

10 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV, Art. 220 EGV Rdn. 19. 
11 EuGHE Urt. v. 6.10.1976, S, 1473 (1484 Rdn. 9) - Rs. C 12/76 (Tessili/Dunlop), 

EuGHE Urt. v. 11.7.1985, S. 2681 (2694 Rdn. 11) - Rs. C 137/84 (Mutsch). 
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Angesichts der Formulierung des Art. 220 EGV a.F., der die Einleitung 
von Verhandlungen der Mitgliedstaaten untereinander fordert, trifft die ge-
meinschaftsrechtliche Verpflichtung zur Verwirklichung der norminduzier-
ten Ziele sämtliche Mitgliedstaaten, so daß bi- oder multilaterale Verhand-
lungen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten dem Zweck der Vorschrift, einen 
umfassend einheitlich geregelten Markt zu etablieren, nicht genügen kön-
nen.12 Verhandeln nur einige Regierungen, um die Ratifizierung durch ei-
nen Teil der Mitgliedstaaten oder unter Beteiligung von Drittstaaten zu 
ermöglichen, so stellt dies unter dem Regelungsauftrag des Art. 220 EGV 
a.F. eine Vertragsverletzung dar. 

Diese Ergebnisse lassen sich für den gleichlautenden Art. 293 EGV über-
nehmen, so daß auch unter seiner Ägide von einer Abschlußpflicht der 
Mitgliedstaaten auszugehen ist. Eine entsprechende Verhandlungs- und 
Abschlußpflicht statuiert Art. 220 EGV a.F. bzw. Art. 293 EGV jedoch nur 
im Rahmen der Erforderlichkeit: 

(3) Die Präzisierung „soweit erforderlich": 
Verhältnis zu den Rechsetzungsbefugnissen der Gemeinschaftsorgane 

Der Zusatz „soweit erforderlich" könnte eine dahingehende materielle Schranke 
errichten, daß eine Rechtsangleichung unter der Ägide des Art. 220 EGV a.F. 
nur insoweit legitim ist, wie eine Anpassung der Rechte in den bezeichneten 
Fragen zu einer Verwirklichung des Binnenmarktes erforderlich ist. Art. 220 
EGV a.F. präzisiert jedoch bereits selbst die Vertragsziele, und für eine weiter-
gehende binnenmarktinduzierte Konkretisierung des vermittelten Regelungs-
auftrags ergeben sich keinerlei Anhaltspunkte. In der Aufzählung der Tätig-
keitsbereiche ist daher bereits die Anerkennung eines Bedürfnisses einer ge-
meinschaftsweiten Regelung auf diesen Gebieten zu sehen.13 

Ganz überwiegend wird die Bedeutung dieses Zusatzes hingegen darin 
gesehen, daß für den Fall einer Überschneidung der Kompetenzen nach 
Art. 220 EGV a.F. mit gemeinschaftlichen Rechtsetzungsbefugnissen die 
parallele Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zum Abschluß völkerrechtli-
cher Übereinkommen nur subsidiär zu den Zuständigkeiten der Gemein-
schaftsorgane zum Tragen kommt.14 Damit statuiert Art. 220 EGV a.F. eine 

12 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 18; Klein, 
in: Hailbronner/Klein/Magiera/Müller-Graff, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 2; Taschner, 
Richtlinie oder internationale Übereinkommen?, S. 15. 

13 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 30 ff; a.A. 
Klein, in: Hailbronner/Klein/Magiera/Müller-Graff, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 5. 

14 Schweitzer, in: Grabitz/Hilf, EUV a.F./EGV a.F. Art. 220 EGV a.F, Rdn. 68 und 36; 
Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 Rdn. 2 ff.; Klein, in: Hail-
bronner/Klein/Magiera/Müller-Graff, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 6; Beutler/Bieber/ 
Pipkorn/Streil, Die EG-Rechtsordnung und Politik, S. 381 und 393; Cath, Free Movement 
of Legal Persons, in: Schermers u.a., Free Movement of Persons in Europe, S. 462 f. 
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im Vergleich zu Art. 3 b EGV a.F. (Art. 5 EGV) umgekehrte Subsidiarität, 
und zwar eine Subsidiarität zugunsten der Gemeinschaft.15 

Nach anderer Ansicht stellt Art. 220 EGV a.F. klar, daß für die dort 
aufgezählten Materien der Abschluß von Übereinkommen zwischen den 
Mitgliedstaaten genüge, es also auf diesen Gebieten keiner Akte gemein-
schaftlichen Sekundärrechts bedürfe.16 Art. 220 EGV a.F. bzw. Art. 293 
EGV stünde also zu den Handlungsbefugnissen der Gemeinschaftsorgane 
nicht in einem Verhältnis der Subsidiarität, sondern der Spezialität, so daß 
in den von Art. 220 EGV a.F. erwähnten Sachbereichen die Rechtsverein-
heitlichung vorrangig Aufgabe der Mitgliedstaaten wäre.17 

Eine solche Sichtweise verkennt allerdings den kompetenzbegrenzenden 
Charakter des Zusatzes „soweit erforderlich", der nicht desintegrierend ge-
meinschaftliche Rechtsetzung in den aufgeführten Bereichen auf Dauer ver-
hindern, sondern vielmehr dieser den Vortritt gegenüber Aktionen auf inter-
gouvernementaler Ebene lassen will. Sinn des Art. 220 EGV a.F. ist es nicht, 
die dort erwähnten Sachgebiete einer völkerrechtlichen Regelung durch die 
nationalen Gesetzgeber vorzubehalten und Kompetenzen der Gemeinschaft 
auf Dauer auszuschließen. Für eine Subsidiarität des Art. 220 EGV a.F. bzw. 
des Art. 293 EGV spricht auch dessen Einordnung im Sechsten Teil des Ver-
trags, der allgemeine Vorschriften und Schlußbestimmungen zum Gegens-
tand hat. Diese Stellung unterstreicht den Zweck dieser Norm, die übrigen 
Kompetenztitel des Vertrages für die als regelungsbedürftig bezeichneten 
Materien zu ergänzen und damit der Eventualität vorzubeugen, daß sich die 
Möglichkeit einer gemeinschaftsweit einheitlichen Regelung nur über das 
Instrument des klassischen völkerrechtlichen Vertrags eröffnen würde.18 

Soweit die in Art. 220 EGV a.F. genannten Zielvorgaben nicht auf dem Wege 
gemeinschaftlicher Rechtsetzung erreicht werden, besteht also eine Befugnis 
der Mitgliedstaaten, auf zwischenstaatlicher Ebene rechtsangleichend tätig zu 
werden. Sind hingegen die Gemeinschaftsorgane willens, eine Harmonisierung 
auf der Grundlage der ihnen zustehenden Handlungsermächtigungen zu bewir-
ken, so haben die Mitgliedstaaten gemäß Art. 5, S.2 EGV a.F. (Art. 10, S. 2 
EGV) den Organen die Erfüllung ihrer Aufgaben zu erleichtern und müssen von 
einem Tätigwerden nach Art. 220 EGV a.F. (Art. 293 EGV) absehen.19 Durch 
den Abschluß von Übereinkommen nach Art. 220 EGV a.F. hat sich daher an 
den Rechtsetzungskompetenzen der Gemeinschaft nichts geändert.20 Könnte 

15 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 5. 
16 Pirrung, Die Einführung des EG-Schuldvertragsübereinkommens in die nationalen 

Rechte, in: v. Bar, EG-Recht und IPR, S. 21 (35). 
17 Wuermeling, Kooperatives Gemeinschaftsrecht, S. 18, 2022 und 27. 
18 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 39 f. 
" Kapteyn/VerLoren van Themaat/Gormley, Law of the EC, Kap. III, 5. 2. (S. 148 ff.). 
20 Schwartz, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 47 ff.; Klein, 

in: Hailbronner/Klein/Magiera/Müller-Graff, EUV/EGV Art. 220 EGV Rdn. 6; Hartley, 
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